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www.einwanderer.net

Gefördert durch: 

http://www.einwanderer.net/


Soziale Rechte für 

Geflüchtete



 Der rechtliche Rahmen

 Stichwort: Arbeitsmarktzugang

 Stichwort: Praktikum

 Stichwort: Ausbildungsduldung

 Stichwort: Ausbildungsförderung

Stichwort: Asylbewerberleistungsgesetz

Stichwort: Jugendhilfe

Stichwort: Kindergeld

Beispiele zur Leistungsgewährung

Änderungen bei der 

Vaterschaftsanerkennung

Der Plan.



Ein paar Zahlen
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13215 

(6.9.17)
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13191 

(31.8.17)
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13191 

(31.8.17)



Positive 

Asylentscheidungen



Die „Anerkennung“ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

 AE § 25 Abs. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gem. § 3 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung des subsidiären Schutzes gem. § 4 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

 ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

 AE § 25 Abs. 3 AufenthG

 Mindestens ein Jahr 



Aufenthaltserlaubnis



Arbeitsmarktzugang



Aufenthaltserlaubnis 

nach Anerkennung

Niederlassungserlaubnis





 Ankunftsnachweis

 Aufenthaltsgestattung

Duldung

Manche 

Aufenthaltserlaubnisse
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf


ABH

Erlaubnis zur 

Beschäftigung?

Erlaubnis zur 

Beschäftigung!

Zustimmung zur 

Beschäftigung!

BA

Wartefrist von 

3 Monaten und

Zuweisung in die 

Kommune

Zustimmung zur 

Beschäftigung?

Vorrangprüfung
Lohnprüfung

„Zustimmungsfrei“
 immer

• betriebliche Ausbildung, 

• Praktika nach 

§ 22 Abs. 1 MiLoG

• Freiwilligendienste

•

 Nach 4 Jahren Aufenthalt: 

• Jede andere Tätigkeit



Duldung mit 

Arbeitsverbot

Aufenthaltsgestattung 

mit Arbeitsverbot



ABH

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens 

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG):

„Einem Ausländer aus einem sicheren 

Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach 

dem 31. August 2015 einen Asylantrag 

gestellt hat, darf während des 

Asylverfahrens die Ausübung einer 

Beschäftigung nicht erlaubt werden.“



ABH

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG):

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die 

er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 

gestellter Asylantrag abgelehnt wurde.

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 

insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 

eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 

selbst herbeiführt.“
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„Sichere Herkunftsstaaten“
Sind ausschließlich:

→ Albanien

→Bosnien

→ Ghana

→ Kosovo

→ Mazedonien

→ Montenegro

→Senegal

→ Serbien
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Arbeitsverbot oder nicht?



28



Praktika



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine

Beschäftigung, für die eine Erlaubnis der ABH 

und eine Zustimmung der BA (mit Vorrang-

und Lohnprüfung) erforderlich sind.

 Ein Praktikum ist normalerweise 

mindestlohnpflichtig

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung

der BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des 

allgemeinen Schulbesuchs, 

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. 

Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

 Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG: 

 ausbildungsorientierende Praktika bis drei Monate, (vgl.: 

Arbeitshilfe der BA zu Praktika)

 ausbildungsbegleitende Pflichtpraktika, (z. B auch im

Rahmen eines Anpassungslehrgangs zur Vorbereitung auf 

die Externenprüfung, obligatorische Praxisphase für die 

Anerkennung)

 Freiwillige ausbildungsbegleitende Praktika bis drei Monate

 Praktika im Rahmen von § 54a SGB III 

(Einstiegsqualifizierung), 

 Praktika im Rahmen eines EU-geförderten Programms, z.B. 

ESF (§ 32 i. V. m. § 15 Nr. 2 BeschV)

Stichwort „Praktikum“

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjc3/~edisp/l6019022dstbai772426.pdf


Arbeitsmarkt

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit
Duldung und Aufenthaltsgestattung

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung
und Aufenthaltsgestattung

Neue Arbeitshilfe des Caritasverbandes OS: 
„Rahmenbedingungen von Praktika und 
ähnlichen betrieblichen Tätigkeiten für
Asylsuchende und geduldete
Ausländer/innen“:

http://www.caritas-os.de/zbs-auf/zbs-auf

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


6. Arbeitsförderung?



Für folgende Instrumente besteht keine

ausländerrechtliche Einschränkung.

Auch Personen mit Aufenthaltsgestattung, BüMA und Duldung können 

diese spätestens beanspruchen, wenn sie drei Monate in Deutschland 

leben und einer Kommune zugewiesen sind. Unter bestimmten 

Bedingungen auch schon vorher.

Instrument Zugang 

besteht?

Beratung (§ 29ff SGB III) ja

Vermittlung (§ 35ff SGB III) ja

Förderung a. d. Vermittlungsbudget (§ 44 SGB III) ja

Maßnahmen z. Aktivierung u. berufl. Eingliederung (§ 45 SGB III) ja

Berufliche Weiterbildung (§ 81 SGB III) ja

Einstiegsqualifizierung (§ 54a SGB III) ja

Eingliederungszuschuss ja

Teilh. behinderter Menschen am Arbeitsleben (§ 112ff SGB III) ja



Arbeitshilfe:
Zugang zum Arbeitsmarkt und Leistungen des SGB II 

und III für Migranten/innen (Agentur für Arbeit 

Osnabrück / Caritasverband Osnabrück)

http://esf-netwin.de/wp-content/uploads/2015/04/%C3%9Cbersicht-Zugang-zum-Arbeitsmarkt-und-zu-Leistungen-des-SGB-II-und-III-etc..pdf


Duldung für die 
Ausbildung
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 
LINKEN, BT-Drucksache 18/13329

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung und 
Verlängerung einer Duldung für die gesamte Zeit 
einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 1 Satz 4ff 
AufenthG)

wenn qualifizierte Berufsausbildung aufgenommen 
wird oder wurde,

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
nicht bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ 
sind laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungstermin ist schon „terminiert“, 
Verfahren zur Dublin-Überstellung „läuft“

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt 
nur vor bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Registrierung aus „sicheren Herkunftsländern“ ab 
dem 1. September 2015 und bereits abgelehntem 
Asylantrag
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Duldung für die Ausbildung
Betrieb ist verpflichtet, i. d. R. innerhalb einer 

Woche den Abbruch oder das Nichtbetreiben der 
Ausbildung schriftlich der ABH mitzuteilen. 
Ansonsten: Bußgeld bis zu 30.000 Euro

Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendigung der 
Ausbildung: einmalig Duldung für sechs Monate zur 
Suche einer anderen Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss: sechs Monate 
Duldung zur Suche einer dem Abschluss 
entsprechenden Beschäftigung
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→Der NRW-Erlass zur Ausbildungsduldung

→Die Anwendungshinweise des BMI zur 
Ausbildungsduldung

→Die ergänzenden NRW-Hinweise zur 
Ausbildungsduldung

→Arbeitshilfe des Paritätischen zur 
Ausbildungsduldung

http://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Alpha_OWL/Aktuelles_und_Termine/ErlassNRW_Ausbildungsduldung.pdf
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/anwendungshinweise-duldungsregelung.pdf?__blob=publicationFile
http://www.frnrw.de/alpha-owl/news-und-hintergrundinfos/artikel/f/r/erlass-des-mik-nrw-zur-ausbildungsduldung-vom-19062017.html
http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/0d8043118b3b01c4c12580ba00458629/$FILE/Arbeitshilfe Ausbildungsduldung_Stand 01.02.2017.pdf


Und nach der Ausbildung?
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Aufenthaltserlaubnis für die Beschäftigung 
nach Ausbildung
Nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Ausbildung in D.:

Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 18a Abs. 1a AufenthG für eine dem 
Abschluss entsprechende Beschäftigung

BA muss zustimmen (ohne Vorrangprüfung, mit 
Prüfung der Beschäftigungsbedingungen)

Für zwei Jahre, Verlängerung möglich.



Ausbildungsförderung



Beispiel:

F. ist 18 Jahre alt und aus Pakistan. Er hat eine 

Aufenthaltsgestattung, das heißt sein Asylverfahren läuft 

noch. Er lebt seit knapp zwei Jahren in Deutschland.

Er hat eine Ausbildung als Friseur begonnen. Das 

Ausbildungsentgelt reicht nicht aus, daher hat er BAB 

beantragt. Die Arbeitsagentur schreibt: 

 „Da Sie keine gute Bleibeperspektive haben, lehnen wir 

BAB ab.“

Das Sozialamt schreibt: „Da Sie eine dem Grunde nach 

förderfähige Ausbildung absolvieren, lehnen wir Leistungen 

nach § 2 AsylbLG ab.“
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Asylsuchende mit Gestattung  
/ AN

„gute Bleibeperspektive“

Wer ist das nochmal? Syrien, Eritrea, Irak, Iran, Somalia, 
Afghanistan 
(seit 1.7.2017)

Alle anderen

BAB Ja (nach 15 Monaten) Nein

BvB Ja (nach drei Monaten) Nein

BAföG nein Nein

AbH Ja (nach drei Monaten) Nein

ASA Ja (nach drei Monaten) Nein

BaE nein nein
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Geduldete Unabhängig vom Herkunftsland

BAB Ja (nach 15 Monaten) Ja (nach 15 Monaten)

BvB Nach sechs Jahren Nach sechs Jahren

BAföG Ja, nach 15 Monaten Ja, nach 15 Monaten

AbH Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten)

ASA Ja (nach 12 Monaten) Ja (nach 12 Monaten)

BaE nein nein



In den ersten 15 Monaten: Auch während 

einer Ausbildung / Studium / EQ: AsylbLG-

Grundleistungen nach § 3!

Schreiben des BMAS vom 26. Februar 2016: 

AsylbLG-Grundleistungen auch während 

einer Ausbildung oder einem Studium

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Schreiben_BMAS_26.02.16-Leistungsgewaehrung_an_Studenten_nach_AsylbLG.pdf


Ab dem 16. Monat: Leistungsausschluss 

gem. § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB XII.

Härtefallregelung § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB 

XII eröffnet jedoch Ermessen!

„In besonderen Härtefällen können Leistungen 

nach dem Dritten oder Vierten Kapitel als 

Beihilfe oder Darlehen gewährt werden.“





Beispiel:

K. absolviert eine qualifizierte schulische Ausbildung zur 

Sozialasstistentin. Sie ist noch in der Aufenthaltsgestattung 

und hat die syrische Staatsangehörigkeit. Sie fragt, wie sie 

sich während der Ausbildung krankenversichern kann und 

wer die Kosten dafür trägt.



AsylbLG



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG 

Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

SGB II (Hartz IV)

Zuständig: Jobcenter

Gesundheitsleistungen

GKV: SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis) Anerkennung

(Aufenthaltserlaubnis)
Erste 15 Monate Ab 16. Monat

SGB VIII (Anspruch)



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Ablehnung

(Duldung)

Erste 15 Monate

§ 3 AsylbLG
Ab 16. Monat: § 2 AylbLG

Leistungs-

einschränkungen 

als Sanktion 

möglich 

(§ 1a AsylbLG)

Vorrangig: SGB VIII (Anspruch)



Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG innerhalb der 

ersten 15 Monate)



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Erste 15 Monate
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Höhe der Grundleistungen (siehe hier)

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/Anlage_1_zum_RS_vom_16.03.2016-1.pdf


Was gibt es zusätzlich zum 

Regelbedarf?
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Zusätzlich gem. § 3 AsylbLG zu erbringen:

Zusätzlich zum Regelbedarf:

 Unterkunft, Heizung, Warmwasser (!)

Hausrat (gesondert beantragen, eine „Ersatzbeschaffung“ 

muss nicht aus dem Regelbedarf angespart werden!). Dazu 

gehören auch z. B. Reinigungsmittel und geringwertige 

Haushaltsgegenstände, da die Abteilung 5 nicht im 

Regelsatz enthalten ist

Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets

entsprechend § 34 SGB XII
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Bildungs- und Teilhabepaket

BuT (§ 34 SGB XII):

Für Schülerinnen und Schüler allgemeinbildender oder

berufsbildender Schulen (ohne Altersgrenze, vgl. hier):

 Kosten für Klassenfahrten und Schulausflüge, auch für Kinder 

in Kindergärten oder Kitas

 Schulbedarf (Pauschalen von 70 bzw. 30 Euro pro Halbjahr)

 Schülerfahrtkosten

 außerschulische Lernförderung, wenn diese erforderlich ist, 

um die wesentlichen Lernziele zu erreichen

 Zuschuss zur Mittagsverpflegung in Schule, Kindergarten 

oder Kita

 für Minderjährige: Zuschuss für außerschulischer Bildung und 

Teilhabe (10 Euro pro Monat z. B. für die Mitgliedschaft im

Sportverein, für Ferienfreizeiten oder Musikunterricht).

http://ggua.de/fileadmin/downloads/AsylbLG/AsylblG_Altersgrenze_Bildung.pdf
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Eine Mail eines Sozialamtes aus Schleswig-Holstein

„Zu diesem konkreten Fall möchte ich Ihnen mitteilen, dass 

der Bewerber sehr zeitnah ausgewiesen wird. Dies ist 

bereits angekündigt. Aus diesem Grunde (…) werden wir 

selbstverständlich keinerlei Kosten übernehmen, da dies 

eine Verschwendung von Steuergeldern darstellen würde. 

Ich kann Ihnen auch gleich vorsorglich mitteilen, dass wir für 

keinen Asylbewerber im laufenden Verfahren irgendwelche 

Kosten (Fahrtkosten, Material etc.) übernehmen werden. Ich 

war der Meinung, dass ich mich da bereits in der 

Vergangenheit klar positioniert hatte.. 

Mit freundlichen Grüßen“



§ 4: Gesundheitsversorgung 

auf Low Level
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§ 4: Die Gesundheitsversorgung

(1) Zur Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände sind 

die erforderliche ärztliche und zahnärztliche Behandlung einschließlich 

der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur 

Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten oder 

Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewähren. Zur 

Verhütung und Früherkennung von Krankheiten werden 

Schutzimpfungen entsprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und die medizinisch gebotenen 

Vorsorgeuntersuchungen erbracht. Eine Versorgung mit Zahnersatz 

erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall aus medizinischen Gründen 

unaufschiebbar ist.

(2) Werdenden Müttern und Wöchnerinnen sind ärztliche und 

pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband-

und Heilmittel zu gewähren.
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§ 4: Die Gesundheitsversorgung

Für Asylsuchende und Geduldete „mit besonderen

Bedürfnissen“ 

(z. B. Minderjährige, Alleinerziehende, Menschen mit

Behinderungen, Schwangere, Menschen mit schweren

körperlichen oder psychischen Erkrankungen, Opfer von 

Menschenhandel oder Gewalt) 

muss die „erforderliche medizinische oder sonstige Hilfe, 

einschließlich erforderlichenfalls einer geeigneten 

psychologischen Betreuung“ erbracht werden!

 Art. 19 Abs. 2 der Aufnahmerichtlinie der EU (Richtlinie

2013/33/EU) und 

 Art. 3 Nr. 9 der Rückführungsrichtlinie i. V. m. Art. 14 

Abs. 1 d) Rückführungsrichtlinie; (RL  2008/115/EG).

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:180:0096:0116:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:348:0098:0107:DE:PDF
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§ 4: Die Gesundheitsversorgung

Art. 12 Abs. 1 des Internationalen Paktes über

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte der 

Vereinten Nationen (UN-Sozialpakt):

„Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines

jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an 

körperlicher und geistiger Gesundheit an.“

file:///C:/Users/Claudius-Lap/Desktop/Claudius GGUA/Eigene Dateien/artikel/asylblg-änderungen/Die Ver­tragsstaaten erken­nen das Recht eines jeden auf das für ihn erre­ich­bare Höch­st­maß an kör­per­licher und geistiger Gesund­heit an
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Beispiel: Die Uniklinik diagnostiziert.
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Beispiel: Das Gesundheitsamt begutachtet.
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Beispiel: Das Sozialamt bescheidet.
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Beispiel: Der Widerspruch wird eingelegt.
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§ 4 Gesundheitsversorgung



§ 6: Die Auffangnorm
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§ 6: Die Auffangnorm

(1) Sonstige Leistungen können insbesondere gewährt 

werden, wenn sie im Einzelfall zur Sicherung des 

Lebensunterhalts oder der Gesundheit unerlässlich, zur 

Deckung besonderer Bedürfnisse von Kindern geboten

oder zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen 

Mitwirkungspflicht erforderlich sind.

Die Leistungen sind als Sachleistungen, bei Vorliegen 

besonderer Umstände als Geldleistung zu gewähren.
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§ 6: Die Auffangnorm

Sonstige Leistungen über § 6 AsylbLG möglich, z. B.:

 Passgebühren und Fahrtkosten zur Botschaft

 Rehabilitationsleistungen, Eingliederungsleistungen, 

Behandlung chronischer Erkrankungen (z. B. Psychotherapie)

 Dolmetscherkosten zu Therapiezwecken

Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt

 Mehrbedarfe bei Schwangerschaft, für Alleinerziehende oder 

bei Behinderungen entspr. SGB XII

 Kosten für freiwillige Krankenversicherung (z. B. nach

versicherungspflichtiger Beschäftigung)

 Zuzahlungen und Eigenanteile für gesetzlich Versicherte



§ 2: Die „Analogleistungen“



AsylbLG 

Grundleistungen 

(§ 3 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen 

§ 4 und 6 AsylbLG

AsylbLG 

Analogleistungen 

(§ 2 AsylbLG)

Zuständig: Sozialamt / 

Arbeitsagentur

Gesundheitsleistungen

analog SGB V mit eGK

Asylverfahren

(Gestattung, BüMA, Ankunftsnachweis)

Erste 15 Monate Ab 16. Monat
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§ 2: Die Analogleistungen

Nach 15 Monaten Anspruch auf Leistungen wie 

in der Sozialhilfe

formal leistungsberechtigt nach dem AsylbLG, aber 

es werden nahezu sämtliche Vorschriften der 

„normalen“ Sozialhilfe des SGB XII angewandt (z. B. 

höhere Regelbedarfe, Krankenversicherungskarte 

ohne Einschränkungen(!), höhere Einkommens- und 

Vermögensfreibeträge, ausdrückliche Anwendung 

der Mehrbedarfe).
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§ 2: Die Analogleistungen

Voraussetzungen:

Aufenthalt im Bundesgebiet von 15 Monaten ohne 

wesentliche Unterbrechung und

Die Aufenthaltsdauer darf nicht 

„rechtsmissbräuchlich selbst beeinflusst“ worden 

sein.

Eine ausführliche Darstellung Rechtslage und 

Rechtsprechung zu § 2 AsylbLG finden Sie in einem 

Beitrag im „Asylmagazin 10/2008“.

http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2008-10-09-Kellmann.pdf


Jugendhilfe
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Jugendhilfe (§ 6 Abs. 2 SGB VIII)

(2) Ausländer können Leistungen nach diesem 

Buch nur beanspruchen, wenn sie rechtmäßig

oder auf Grund einer ausländerrechtlichen 

Duldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 

Inland haben. (…).
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Rechtmäßig während Asylverfahren?

Aus der Kommentierung zu § 6 Abs. 2 SGB VIII (juris

Praxiskommentar-SGB VIII / Lange):
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Gewöhnlicher Aufenthalt ?

„Für die Dauer eines Asylverfahrens, für das dem 

Betreffenden eine Aufenthaltsgestattung erteilt 

worden ist, ist die Begründung eines g. A. 

regelmäßig zu bejahen (…).“

(juris Praxiskommentar SGB VIII)

Für alle Minderjährigen sind die Ansprüche auf alle 

Leistungen der Jugendhilfe zudem unmittelbar aus 

dem Haager Minderjährigenschutzabkommen und 

dem Haager Kinderschutzübereinkommen 

abzuleiten. 
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Fallbeispiel

Das Sorgerecht für den 15 jährigen Flüchtling wurde 

der 21 jährigen Schwester übertragen.

Beide wurden inzwischen anerkannt. 

Die Schwester erhält SGB II Leistungen, der 15 

jährige jedoch nicht. 

Das Jobcenter verweist (bislang mündlich) auf § 10 

SGB VIII wonach Maßnahmen des Jugendamtes 

vorrangig sind (hier: Sicherstellung des 

Lebensunterhaltes als Annex zur Maßnahmen der 

Jugendhilfe).
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Gewöhnlicher Aufenthalt ?

Das Jugendamt bestätigt mir allerdings folgendes:

 „(…) Nach Rücksprache mit der ASD-Teamleiterin, Frau G., 

liegt bei A. kein erzieherischer Bedarf vor. Ein solcher wurde 

auch nicht durch den Vormund vorgetragen und es wurde 

auch kein Jugendhilfeantrag gestellt.

Auf Nachfrage von Frau B. erklärte auch Herr K., der 

ehrenamtliche Betreuer der Familie, dass s. E. kein 

erzieherischer Bedarf bestehe. Die Familie käme gut klar.

Es ist daher keine Rechtsgrundlage für die Gewährung stat. 

Jugendhilfe nach dem SGB VIII gegeben. 

Die Finanzierung des Lebensunterhalts als Annex zur stat. 

Jugendhilfeleistung kommt daher ebenfalls nicht in Betracht. 

(…)“





Kindergeld
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Frage

Frau H. hat eine Duldung und die armenische 

Staatsangehörigkeit. Sie hat ein Kind mit einem 

Mann, der die italienische Staatsangehörigkeit besitzt 

und seit etwa zehn Jahren in Deutschland lebt und 

arbeitet. Sie lebt nicht mit ihm zusammen. 

Hat sie Anspruch auf Kindergeld?

Hat sie Anspruch auf Unterhaltsvorschuss?
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Kindergeld

§ 62 Abs. 2 EStG und § 1 Abs. 3 BKGG: 

Kindergeld erhält, wer 

eine Niederlassungserlaubnis besitzt oder

eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat. 
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Kindergeld

Ausgeschlossen sind Personen mit 

Aufenthaltserlaubnissen nach §§ 16 AufenthG

(Aufenthalt zum Zweck des Studiums) sowie nach 

§ 18 Abs. 2 AufenthG, falls die Zustimmung zur 

Beschäftigung nur für einen bestimmten 

Höchstzeitraum erteilt werden durfte (etwa 

Saisonarbeitnehmer). Mit § 17 AufenthG erhält man 

Kindergeld, wenn die betriebliche Ausbildung mehr 

als sechs Monate dauern wird.
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Kindergeld

Personen mit einer  Aufenthaltserlaubnis nach § 23 

Abs. 1 des AufenthG wegen eines Krieges im 

Heimatland oder nach den §§ 23a, 24, 25 Abs. 3 bis 5 

AufenthG müssen für einen Kindergeldanspruch als 

weitere Voraussetzungen 

sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig, gestattet 

oder geduldet im Bundesgebiet aufhalten und

im Bundesgebiet berechtigt erwerbstätig sein (wobei 

auch ein Minijob zählt), laufende Geldleistungen nach 

dem SGB III beziehen oder Elternzeit in Anspruch 

nehmen.
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Kindergeld

Aufenthaltsgestattung oder Duldung: kein Anspruch auf 

Kindergeld. Außer:

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Bosnien, 

Serbien, Montenegro und Kosovo sowie aus Algerien, 

Marokko und Tunesien

Staatsangehörige der Türkei: Eine 

Kindergeldberechtigung besteht unabhängig vom 

Vorliegen des Arbeitnehmerstatus und unabhängig vom 

Aufenthaltsstatus bereits dann, wenn der Betreffende 

sich seit mindestens sechs Monaten in Deutschland 

aufhält. 
 https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/BuergerinnenUndBuerger/FinanzielleHilfen/KindergeldKinderzuschlag/Det

ail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI718449
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Kindergeld

Nach Zuerkennung eines Schutzstatus: 

Kindergeldanspruch. 

Entscheidend: Zeitpunkt des BAMF-Bescheids.

Anerkannte Flüchtlinge sowie subsidiär Geschützte 

können Kindergeld sogar rückwirkend für die Zeit des 

Asylverfahrens beziehen – ab dem Zeitpunkt, an dem 

sie seit sechs Monaten in Deutschland lebten.
 Vgl: Bundeszentralamt für Steuern: Dienstanweisung zum Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz 

(2016), S. 26. Zu finden hier: www.bzst.de

http://www.bzst.de/DE/Steuern_National/Kindergeld_Fachaufsicht/Familienkassen/Dienstanweisung/Dien

stanweisung_node.html

http://www.bzst.de/


Übergang AsylbLG / SGB II



Die „Anerkennung“ im Asylverfahren

Asylberechtigung gem. Art. 16a GG 

 AE § 25 Abs. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft gem. § 3 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 1 AufenthG

 drei Jahre 

Zuerkennung des subsidiären Schutzes gem. § 4 AsylG

 AE § 25 Abs. 2 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

 ein Jahr, bei Verlängerung für zwei Jahre 

Abschiebungsverbot gem. § 60 Abs. 5 o. 7  AufenthG

 AE § 25 Abs. 3 AufenthG

 Mindestens ein Jahr 
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Beispiel 1

Herrn J. wird im BAMF-Bescheid subsidiärer Schutz 

zuerkannt, die Flüchtlingseigenschaft jedoch abgelehnt. 

Er klagt gegen die Ablehnung, das Klageverfahren läuft. 

Die Ausländerbehörde erteilt den eAT noch nicht, da er 

sich zunächst einen Pass besorgen müsse. Das 

Jobcenter bewilligt keine Leistungen, da das 

Asylverfahren noch nicht abgeschlossen sei.
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 

Linken (BT-Drucksache 18/13329)

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der 

Linken (BT-Drucksache 18/13329)

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813329.pdf
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BA: Fachliche Weisung zu § 7 SGB II

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdi5/~edisp/l6019022dstbai377919.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377922
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Beispiel 2

Für Frau J. wird im BAMF-Bescheid das Vorliegen eines 

nationalen Abschebungsverbots festgestellt, alles 

andere jedoch abgelehnt. Sie beantrag die Erteilung 

einer AE nach § 25 Abs. 3 AufenthG, die ABH benötigt 

für die Prüfung jedoch mehrere Monate. Welche 

Leistungen kann sie erhalten: AsylbLG oder SGB II?
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Beispiel 2
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Beispiel 3

Herr S und Frau H. sind nicht verheiratet, aber 

anerkannte Flüchtlinge. Sie bringen in Deutschland ein 

Kind zur Welt. Für das Kind wird kurz nach der Geburt 

ein Antrag auf Familienasyl gestellt.

Welchen Aufenthaltsstatus hat das Kind?

Welche Leistungen erhält das Kind?
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BA: Fachliche Weisung zu § 7 SGB II (Nr. 7.60a)

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdi5/~edisp/l6019022dstbai377919.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377922
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Beispiel 4

Meine somalische Klientin (ohne Identitätsnachweis) hat 

vom BAMF mit Bescheid vom 13.07.2016 Abschiebeverbote 

zugesprochen bekommen, seither wartet sie auf die 

Erteilung eines entsprechenden Aufenthaltstitels (welcher 

auch schon beantragt und in Arbeit ist). Kurze Zeit nach 

dem BAMF Bescheid ist ihr Kind zur Welt gekommen, 

welches aufgrund der fehlenden Identitätsbeweise keine 

Geburtsurkunde erhalten hat (erst wenn die Mutter eine 

eigene Geburtsurkunde vorlegen kann, was bei Somalia 

derzeit nicht denkbar ist). Der Vater des Kindes nimmt sich 

aus jeglicher Verantwortung, zudem kennt sie seinen 

vollständigen Namen nicht. Sie erhält bislang noch 

Analogleistungen nach SGB XII (weil sie länger als 15 

Monate in Deutschland ist - vermutlich bis der eAT fertig ist). 
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Beispiel 4

 Jedoch erhält sie für ihre Tochter weder Sozialleistungen, noch hat 

das Kind eine Krankenversicherung! Verständlicherweise ist sie 

aufgrund des Status nicht berechtigt Kindergeld oder Elterngeld zu 

beantragen. Folgendes teilen die Behörden bei der Ablehnung meiner 

Klientin mit:

 - AsylbLG: Ohne Geburtsurkunde gibt es keine Leistungen, 

mindestens müssen alle Informationen zum Vater vorliegen.

 - AOK: Versicherung nicht möglich (auch nicht über 

Familienversicherung) ohne Geburtsurkunde.

 - SGB XII: Keine Leistungen da das Kind nicht Deutsch ist und 

zudem keine Vaterschaftsanerkennung vorliegt.

 - Jobcenter: Keine Leistungen, solange noch kein eAT vorliegt.

Da ich mir nicht vorstellen kann dass das Kind von keiner Seite 

leistungsberechtigt ist, muss sich mindestens eine der Behörden hier 

fälschlicherweise aus der Verantwortung nehmen. 
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Beispiel 4
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Beispiel 5

 Ich hab hier einen Fall, den ich alleine nicht zu lösen vermag.

 Eine serbische Romni, die 2 Söhne und eine Tochter hat. Die 

Tochter ist von einem anderen Mann als die Söhne und hat die 

deutsche Staatsangehörigkeit. Der Vater der Tochter ist auch 

deutsch und bezieht Leistungen nach dem SGB II. Die Mutter 

hat eine Duldung (die ABH prüft noch irgendwas) und erhält 

AsylbLG. Die Tochter erhält jedoch gar nichts bzw. noch nichts. 

Bald kommt wohl der UV. 

Die Soziale Sicherung sagt, dass der Vater die Tochter bei sich 

im SGB II-Bezug anmelden muss, allerdings lebt die Kleine bei 

der Mutter. 

Welche Leistungen erhält das Kind?
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Beispiel 5
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Frau K. ist als Flüchtling anerkannt. Ihr Mann und ihr dreijähriger 

Sohn sind nun nachgezogen. Sie sind noch im Besitz des 

Visums zum Familiennachzug. Sie beantragen Leistungen beim 

Jobcenter. Das Jobcenter schreibt: Sie haben keine Anspruch, 

da Sie nicht den gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und 

keine Arbeitserlaubnis besitzen. Sie haben erst Anspruch, wenn 

eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist.

Was wäre, wenn ein Antrag auf Familienasyl gestellt würde?

Beispiel 6
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BA: Fachliche Weisung zu § 7 SGB II

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdi5/~edisp/l6019022dstbai377919.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377922
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Arbeitshilfen:
Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit Duldung und 

Aufenthaltsgestattung (August 2016)

Arbeitshilfe: Erfordernis einer Arbeitserlaubnis und einer 

Zustimmung durch die BA bei Praktika für Personen mit 

Aufenthaltsgestattung und Duldung (August 2016)

Übersicht: Duldung für die Ausbildung (August 2016)

Übersicht: Zugang zu Freiwilligendiensten, Arbeitsgelegenheiten 

und Studium für Asylsuchende und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zur Ausbildungsförderung für Asylsuchende 

und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zum Arbeitsmarkt und zur Arbeitsförderung 

für Asylsuchende und Geduldete (August 2016)

Übersicht: Zugang zu Sprachförderung für Asylsuchende und 

Geduldete (August 2016)

http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/ausbildungsduldung.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Freiwilligendienst__Hospitation__Arbeitsgelegenheiten.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/ausbildungsfoerderung.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsfoerderung_und_arbeitserlaubnis.pdf
http://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/sprachfoerderung.pdf
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Einführung des Verbotes 

der missbräuchlichen 

Vaterschaftsanerkennung 

Änderungen im BGB und 
AufenthG



§ 1597a Verbot der missbräuchlichen 

Anerkennung der Vaterschaft
„(1) Die Vaterschaft darf nicht gezielt gerade zu 

dem Zweck anerkannt werden, die rechtlichen 

Voraussetzungen für die erlaubte Einreise / den 

erlaubten Aufenthalt des Kindes, des 

Anerkennenden oder der Mutter zu schaffen, 

auch nicht, um die rechtlichen Voraussetzungen für 

die erlaubte Einreise / den erlaubten Aufenthalt des 

Kindes durch den Erwerb der dt. StA des Kindes 

nach § 4 I oder III S. 1 StAG zu schaffen (missbr. 

Anerkennung der Vaterschaft).“
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§ 1597a Verbot der missbräuchlichen 

Anerkennung der Vaterschaft

 „(2) Bestehen konkrete Anhaltspunkte für eine missbräuchliche 

Anerkennung der Vaterschaft, hat die beurkundende Behörde 

[z.B. Jugendamt] oder die Urkundsperson [z.B. Notarin] dies 

der nach § 85a AufenthG zuständigen Behörde [ABH] nach 

Anhörung des Anerkennenden und der Mutter mitzuteilen und

die Beurkundung auszusetzen.“
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§ 1597a Abs. 2 Verbot der missbräuch-

lichen Anerkennung der Vaterschaft
„Ein Anzeichen für das Vorliegen konkreter 

Anhaltspunkte ist insbesondere:

1. das Bestehen einer vollziehbaren Ausreise-

pflicht des Anerkennenden / der Mutter / des 

Kindes,

2. wenn der Anerkennende / die Mutter / das Kind 

einen Asylantrag gestellt hat und die StA eines 

sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des 

Asylgesetzes besitzt,
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§ 1597a Abs. 2 Verbot der missbräuch-

lichen Anerkennung der Vaterschaft
3. das Fehlen von persönlichen Beziehungen zw. dem 

Anerkennenden und der Mutter oder dem Kind,

4. der Verdacht, dass der Anerkennende bereits mehr-

fach die Vaterschaft von Kindern verschiedener 

ausländischer Mütter anerkannt hat und jeweils die 

rechtlichen Voraussetzungen für die erlaubte 

Einreise / den erlaubten Aufenthalt des Kindes / der 

Mutter durch die Anerkennung geschaffen hat, auch 

wenn das Kind durch die Anerkennung die deutsche 

StA erworben hat, oder
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§ 1597a Abs. 2 Verbot der missbräuch-

lichen Anerkennung der Vaterschaft

5. der Verdacht, dass dem Anerkennenden / der Mutter ein 

Vermögensvorteil für die Anerkennung der Vaterschaft oder 

die Zustimmung hierzu gewährt oder versprochen worden ist.
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§ 1597a Abs. 2 Verbot der missbräuch-

lichen Anerkennung der Vaterschaft
Die beurkundende Behörde oder die Urkunds-person hat die 

Aussetzung dem Anerkennenden, der Mutter und dem 

Standesamt mitzuteilen. 

Satz 4: Hat die nach § 85a AufenthG zuständige Behörde gem. §

85a Abs. 1 AufenthG das Vorliegen einer missbräuchlichen 

Anerkennung der Vaterschaft festgestellt und ist diese 

Entscheidung unanfechtbar, 

so ist die Beurkundung abzulehnen.“
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§ 1597a Verbot der missbräuchlichen 

Anerkennung der Vaterschaft

„(3) Solange die Beurkundung gem. Abs. 2 S. 1 

ausgesetzt ist, kann die Anerkennung auch nicht 

wirksam von einer anderen beurkundenden 

Behörde oder Urkundsperson beurkundet werden. 

Das Gleiche gilt, wenn die Voraussetzungen des 

Abs. 2 S. 4 vorliegen.  (missbr. VaAn festgestellt.)

(5) Eine Anerkennung der Vaterschaft kann nicht 

missbräuchlich sein, wenn der Anerkennende der 

leibliche Vater des anzuerkennenden Kindes ist.“
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§ 85a AufenthG - Verfahren 

bei konkreten 

Anhaltspunkten einer 

missbräuchlichen 

Anerkennung der 
Vaterschaft



§ 85a AufenthG 

„(1) Wird der ABH von einer beurkundenden Behörde / 

einer Urkundsperson mitgeteilt, dass konkrete 

Anhaltspunkte für eine missbräuchliche Anerkennung 

der Vaterschaft iSv § 1597a I BGB bestehen, prüft die 

ABH, ob eine solche vorliegt. [ MWP § 82 AufenthG]

Ergibt die Prüfung, dass die Anerkennung der Vater-

schaft missbräuchlich ist, stellt die ABH dies durch 

schriftlichen/elektronischen Verwaltungsakt fest.

Ergibt die Prüfung, dass die Anerkennung der Vater-

schaft nicht missbräuchlich ist, stellt die ABH das 

Verfahren ein.“
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§ 85a AufenthG 

(2) „Eine missbräuchliche Anerkennung der Vater-

schaft wird regelmäßig vermutet, wenn

1. der Anerkennende erklärt, dass seine Anerken-

nung gezielt gerade einem Zweck im Sinne von 

§ 1597a Abs. 1 BGB dient,

2. die Mutter erklärt, dass ihre Zustimmung gezielt 

gerade einem Zweck im Sinne von § 1597a Abs. 

1 des BGB dient,“

3. mehrfache Vaterschaftsanerkennungen

4. Vermögensvorteil
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§ 85a AufenthG 

(3) „Ist die Feststellung nach Abs. 1 S. 2 unanfechtbar, 

gibt die ABH der beurkundenden Behörde / der Ur-

kundsperson und dem Standesamt eine beglaubigte 

Abschrift mit einem Vermerk über den Eintritt der 

Unanfechtbarkeit zur Kenntnis. 

Stellt die ABH das Verfahren ein, teilt sie dies der be-

urkundenden Behörde / der Urkundsperson, den Be-

teiligten und dem Standesamt schriftlich / elektronisch 

mit.

(4) Im Ausland sind für die Maßnahmen und Feststellun-

gen nach den Abs. 1 u. 3 die dt. AuslVertr zuständig.“
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§ 60a Abs. 2 S. 13 AufenthG 

 „Soweit die Beurkundung der Anerkennung einer Vaterschaft 

oder der Zustimmung der Mutter für die Durchführung eines 

Verfahrens nach § 85a ausgesetzt wird, 

wird die Abschiebung des ausländischen Aner-kennenden, der 

ausländischen Mutter oder des ausländischen Kindes 

ausgesetzt, solange das Verfahren nach § 85a nicht durch 

vollziehbare Entscheidung abgeschlossen ist.“
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§ 84 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 AufenthG 

 „Widerspruch und Klage gegen 

Nr. 1-8 (…)

Nr. 9 die Feststellung nach § 85a Abs. 1 Satz 2 haben keine 

aufschiebende Wirkung.“
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Aussetzung der Beurkundung und Vorlagepflicht an ABH 

sowie Info an Standesamt und die Betroffenen

Duldung, Asylantrag bei „s“HKL, keine persönlichen 

Bindungen, mehrfache VSA, Vermögensvorteil, dann 

Missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung-mVSA

Vaterschaft soll beurkundet werden, aber es liegen 

konkrete Anhaltspunkte für eine mVSA vor weil:

Für den Zeitraum der ABH-Prüfung  Duldung

Bei Einstellung des Verfahrens – Rechtsfolgen der VSA

Ist das Ergebnis der Prüfung negativ  keine VSA


